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Beginn der Sitzung: 14:00 Uhr 

Der stellvertretende Vorsitzende, Abg. Rudolf 
Henke (CDU/CSU): Guten Tag, sehr verehrte Da-
men und Herren. Mein Name ist Rudolf Henke, ich 
bin der stellvertretende Vorsitzende des Ausschus-
ses und entschuldige Herrn Dr. Franke, der norma-
lerweise unsere Sitzungen als Vorsitzender des 
Ausschusses leitet. Er ist leider erkrankt. Ich be-
grüße Sie alle sehr herzlich, insbesondere natürlich 
die Abgeordneten und die Zuschauer auf der Tri-
büne. Dann freue ich mich, dass Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin Ingrid Fischbach bei uns ist, 
herzlich willkommen, und weitere Vertreter der 
Bundesregierung. Ich danke Ihnen sehr, dass Sie 
bereit sind, uns mit Ihren Antworten dabei zu hel-
fen, eine möglichst gemeinwohlgünstige Lösung zu 
finden. Gegenstand der Anhörung ist zum einen 
ein Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Zukunft der 
Hebammen und Entbindungspfleger sichern – fi-
nanzielle Sicherheit und ein neues Berufsbild 
schaffen“ und zum anderen ein Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Geburtshilfe heute 
und in Zukunft sichern – Haftpflichtproblematik 
bei Hebammen und anderen Gesundheitsberufen 
entschlossen anpacken“. Wie Sie aus der Einladung 
wissen, ist auch der auf die Problematik der Berufs-
gruppe der Hebammen bezogene Teil des GKV-Ver-
sorgungsstärkungsgesetzes Gegenstand dieser An-
hörung. Vielleicht darf ich noch ein paar Anmer-
kungen zum Verfahren machen. Wir haben insge-
samt für diese Anhörung 60 Minuten zur Verfü-
gung. Die Fraktionen haben sich verständigt, dass 
sie ihre Fragen abwechselnd stellen. Das heißt, wir 
beginnen in der ersten Runde mit der CDU/CSU, 
dann folgt die SPD, dann hat nochmals die 
CDU/CSU das Wort, anschließend die Fraktion DIE 
LINKE. und beendet wird die erste Fragerunde 
durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. In 
der zweiten Runde beginnt wieder die CDU/CSU, 
danach die SPD, dann wieder CDU/CSU, dann wie-
der SPD und auch in der zweiten Runde kommen 
danach dann die Fraktionen DIE LINKE. und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort. Runde 1 und 
Runde 2 erfolgen nacheinander und jeweils im 
Wechsel. Jeder oder jede Fragende stellt eine Frage 
an einen Sachverständigen, so ist die Absprache. 
Ich möchte Sie bitten, dass Sie, so wie die Abgeord-
neten darauf achten, ihre Fragen so kurz wie mög-
lich zu formulieren, Sie Ihre Antworten so kurz wie 

möglich formulieren, damit möglichst viele Fra-
gende und Sachverständige zu Wort kommen. Die 
Sechzig-Minuten-Grenze bricht die Liste und wenn 
wir dort angelangt sind, ist die Liste zu Ende. Des-
wegen ist es gut, wenn wir uns bei den Fragen und 
bei den Antworten knapp fassen. Ich bin Ihnen 
sehr dankbar, wenn Sie bei der Beantwortung der 
Fragen die Mikrofone benutzen, das dient auch der 
Protokollierung. Ich bitte Sie, sich jeweils mit Ih-
rem Namen vorzustellen. Wir sollten daran denken, 
am Ende der Sitzung die Handys wieder einzu-
schalten. Dies ist eine erhebliche Hilfe für den wei-
teren Kommunikationsverlauf. Dann weise ich Sie 
noch darauf hin, dass die Anhörung digital aufge-
zeichnet und zeitversetzt nochmal im Parlaments-
fernsehen übertragen wird. Der Livestream ist im 
Internet abrufbar und das Wortprotokoll der Anhö-
rung wird ebenfalls auf der Homepage des Aus-
schusses für Gesundheit des Deutschen Bundesta-
ges im Internet veröffentlicht. Wenn es keine Un-
klarheiten mehr gibt, können wir in die Anhörung 
eintreten.  

Abg. Maria Michalk (CDU/CSU): Unsere erste 
Frage geht an den Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft. Im Rahmen der Arbeit der 
interministeriellen Arbeitsgruppe haben Sie vorge-
schlagen, die Regressforderung einzuschränken. 
Halten Sie die jetzt im Gesetzentwurf vorgesehene 
Regelung für ausreichend und ist sie ein wirksames 
Mittel, um die Haftpflichtversicherung für die Heb-
ammen zu stabilisieren oder sind Sie der Meinung, 
dass andere gesetzliche Maßnahmen notwendig 
sind? 

SV Nils Hellberg (Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV)): In der Tat haben 
wir viele Alternativen und Ergänzungen zum bishe-
rigen System der Berufshaftpflichtversicherungen 
erwogen und geprüft. Im Rahmen der interministe-
riellen Arbeitsgruppe haben wir den Auftrag be-
kommen, zu prüfen, inwieweit der Regress-anteil 
ein namhaftes Ausmaß an den Gesamtschadenauf-
wendungen, an schweren Personenschäden an-
nimmt, die das Schadenbild und die Schadenauf-
wendung für freiberufliche Hebammen dominieren. 
Wir haben in den einzelnen Studien ermittelt, dass 
etwa 25 Prozent des Gesamtschadenaufwandes auf 
Regresse entfallen - gemessen nach fünf Jahren Ab-
wicklung. Das heißt, dass der Versicherer diesen 
Fall fünf Jahre reguliert und auszahlt und dann 
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eine gewisse Sicherheit hinsichtlich des Scha-
denausmaßes und der Aufwendungen hat. Wir ha-
ben auch gesehen, dass bei längerer Abwicklung, 
also bei einer längeren Schadenregulierung über 15 
oder 20 Jahre, bis der Geburtsgeschädigte verstirbt, 
der Anteil der Regresse am Gesamtschadenaufwand 
zunimmt. Das heißt, mit der Herausnahme der Re-
gressmöglichkeiten hätte man einen Ansatzpunkt, 
der die Gesamtschadenlast wesentlich reduzieren 
könnte. Wir haben auch festgestellt, dass etwa drei 
Viertel dieser Regresse auf die gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegekassen entfällt, das heißt in toto, 
nach fünf Jahren Abwicklung wären das 19, sagen 
wir  rund 20 Prozent des Aufwands. Wie gesagt, 
mit dem Potenzial zu mehr. Wir waren vom Wort-
laut des Gesetzes enttäuscht, der erstmals bei den 
von der freiberuflichen Hebamme verursachten 
Schäden zwischen einfachfahrlässig und grobfahr-
lässig unterscheidet. Wir haben dann versucht zu 
ermessen, um wieviel sich gegebenenfalls diese 
Entlastungmöglichkeit reduzieren würde und ha-
ben festgestellt, dass die Zahl der einfachfahrlässi-
gen Fälle in der Minderheit wäre und die Entlas-
tung vom Gesamtschadenaufwand nur etwa fünf 
Prozent betragen würde. Für die Untersuchung ha-
ben wir etwa 100 schwere von freiberuflichen Heb-
ammen verursachte Personenschadensfälle genom-
men, die sich in der Regulierung bei unseren Mit-
gliedsunternehmen  befinden und abgeschätzt, wie 
der Anteil grobfahrlässig und einfachfahrlässig sein 
würde. Das kann das eine oder andere Prozent 
mehr sein, aber die Richtgröße ist sehr gering. Von 
daher glauben wir, dass diese Entlastungswirkung 
beim jetzigen Wortlaut des Gesetzes, so wie er im 
Entwurf vorliegt, nicht eintreten wird, zumal man 
in Haftungsprozessen bei der Frage, ob es sich um 
einfachfahrlässiges Fehlverhalten oder um grob-
fahrlässiges Verschulden der Hebamme handelt, 
zusätzliche Streitigkeiten generieren würde. Das 
wäre sicherlich auch menschlich sehr belastend für 
die jeweilige Person. Dies ist eine Frage, die bisher 
überhaupt keine Rolle gespielt hat, weil der ge-
samte Bereich der Fahrlässigkeit versichert ist. In-
soweit gibt es auch keine Erfahrungen seitens der 
Rechtsprechung, wie diese Fälle einzuschätzen 
sind. Von daher kann im Ergebnis vom jetzigen 
Wortlaut des Gesetzes kaum eine Entlastungswir-
kung erwartet werden. Wir hätten uns stattdessen 
gewünscht, dass man hier den Regressausschluss 
für alle Fälle der Fahrlässigkeit erwägt. 

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Ich habe auch eine 
Frage an den GDV. In der Stellungnahme des Be-
rufsverbands des Bundes der freiberuflichen Heb-
ammen Deutschland (BfHD) wird auf eine Abfrage 
bei den Versicherungsmaklern verwiesen, die trotz 
eines Regressverzichts keine Anschlussverträge 
nach 2016 erwarten. Haben auch Sie bei Ihren Ver-
bandsmitgliedern die Bereitschaft abgefragt, nach 
Regressverzicht Policen anzubieten und gehen Sie 
davon aus, dass es nach 2016 Policen weiterer An-
bieter zu einer reduzierten Prämie geben wird?  

SV Nils Hellberg (Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV)): Aus kartellrechtli-
chen Gründen dürfen wir diese Abfrage bei unse-
ren Mitgliedsunternehmen nicht durchführen, weil 
es grundsätzlich den Mitgliedsunternehmen und 
allen Versicherern obliegen muss, aus eigenen Er-
wägungen Versicherungen abzuschließen oder 
nicht, sodass wir aktuell kein Meinungsbild haben 
und auch nicht haben dürfen. Gleichwohl mache 
ich keinen Hehl daraus, dass nicht nur ich mir per-
sönlich, sondern dass die Versicherungswirtschaft 
insgesamt sich wünscht, dass der Versicherungs-
schutz für freiberufliche Hebammen auch nach 
2016 - auf welchem Beitrags- und Prämienniveau 
auch immer - fortgeführt werden kann. Letztend-
lich ist es unsere Aufgabe, Versicherungsschutz zur 
Verfügung zu stellen. Das wollen wir auch unter 
schwierigen Bedingungen machen, nur wünschen 
wir uns natürlich, dass das künftig unter gesetzli-
chen Bedingungen möglich ist, die zumindest das 
Verlustrisiko etwas stärker ausschließen als es der-
zeit der Fall ist. Wir müssen die Gelegenheit haben, 
auf dem Markt auch nichtverlustträchtige Geschäfte 
zu machen und das fällt unter den derzeitigen Be-
dingungen sehr schwer. Da würden wir uns in der 
Tat eine Änderung wünschen. Aber wir wünschen 
uns natürlich genauso, dass Versicherungsschutz 
aufrechterhalten werden kann. 

Abg. Dr. Roy Kühne (CDU/CSU): Der neue § 134a 
Absatz 5 SGB V wird dafür sorgen, dass wieder 
mehr Versicherer die Berufshaftpflichtversicherung 
für freiberufliche Hebammen anbieten und die Be-
rufshaftpflicht wird dadurch stabiler werden. Las-
sen sich durch weitere Präventionsmaßnahmen 
schwere Geburtsschäden verhindern? Wenn ja, 
welche könnten das aus Ihrer Sicht sein?  

SV Nils Hellberg (Gesamtverband der Deutschen 
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Versicherungswirtschaft (GDV)): Wenn die gesetzli-
che Regelung des § 134a Absatz 5 SGB V so bliebe, 
wie sie jetzt vorgeschlagen und in Worte gegossen 
wurde, wird sich hinsichtlich der Entlastung auf 
der Schadenseite faktisch nichts Wesentliches än-
dern. Ich wüsste nicht, woher die von uns ge-
wünschte Belebung des Versicherungsmarktes oder 
eine langfristige Stabilisierung der Beiträge und der 
Versicherungsprämien kommen könnten. Insoweit 
würde ich dafür plädieren, den Regressausschluss 
weiter zu fassen. Dann glaube ich schon, dass wir 
perspektivisch zumindest eine Stabilisierung der 
Beiträge hinbekommen könnten und den exorbitan-
ten Steigerungen der letzten Jahre von über 20 Pro-
zent und mehr ein Ende gesetzt würde. Im Moment 
werden wir bei diesem Wortlaut einfach nicht viel 
erwarten können, weil sich die Rahmenbedingen 
nicht ändern. Wir haben es mit einer vergleichs-
weise niedrigen Zahl von Personengroßschäden zu 
tun. So etwa zehn, maximal fünfzehn Schäden pro 
Jahr, das kann mal mehr, mal weniger sein. Selbst 
bei den größten Präventionsanstrengungen lassen 
sich nicht sämtliche Geburtsschäden verhindern. 
Das kann gar nicht sein. Gleichwohl glauben wir, 
dass es jede Anstrengung wert ist, entweder Schä-
den ganz zu verhindern oder zumindest in ihrem 
schrecklich großen Ausmaß einzuschränken. Wir 
glauben, dass hier noch Luft ist für gesetzgeberi-
sche Maßnahmen, die wir vorschlagen. Insbeson-
dere regen wir an, ein Fehlerregister und ein Regis-
ter von Beinahe-Fehlern einzurichten, anhand des-
sen man Fortbildungsmaßnahmen oder auch das 
Verhalten in Krisensituationen schulen könnte. Das 
könnte dazu führen, dass in dem einen oder ande-
ren Fall, wo heute noch ein schwerer Geburtsscha-
den eintritt, dieser künftig vielleicht nicht mehr 
eintritt, weil die Hebammen dann noch besser als 
bisher mit Krisensituationen klarkommen, entwe-
der indem sie ärztliche Hilfe hinzuziehen oder an-
dere Maßnahmen einleiten, um präventiv Schäden 
zu vermeiden. Das würden wir uns wünschen. 

Abg. Birgit Wöllert (DIE LINKE.): Meine Frage geht 
an Frau Jeschke vom Deutschen Hebammenver-
band. Frau Jeschke, Sie sprachen in Ihrer Stellung-
nahme vom Marktversagen im Bereich der privaten 
Haftpflichtversicherung für die Geburtshilfe. Bitte 
erläutern Sie das kurz und sagen Sie, ob durch den 
vorgeschlagenen Regressverzicht das Problem jetzt 
zukunftssicher gelöst wird. Wenn nicht, was ist Ihr 
Vorschlag? 

SVe Katharina Jeschke (Deutscher Hebammenver-
band (DHV)): Wir haben von Marktversagen gespro-
chen, weil wir beobachtet haben, dass  es immer 
weniger Versicherungsunternehmen gibt, die eine 
Haftpflichtversicherung für die freiberuflichen 
Hebammen anbieten möchten. Das ist aus unserer 
Sicht verständlich, denn es ist eine kleine Gruppe 
von Hebammen, die mit relativ wenig Einkommen 
ausgestattet ist und dadurch relativ wenig Spiel-
raum hat, höhere betriebliche Kosten in Kauf zu 
nehmen. Gleichwohl steigen unsere Schäden in 
den letzten Jahren nicht an. Aber es steigen die Re-
gulierungskosten im einzelnen Fall, so dass beo-
bachtet werden konnte, dass die Haftpflichtversi-
cherer ihr Interesse an einem marktwirtschaftlich 
sinnvollen Gewinnstreben im Bereich der Hebam-
menversicherung einfach nicht nachkommen kön-
nen und sie deshalb aus dem Markt ausgestiegen 
sind. Letztes Beispiel war die Nürnberger Versiche-
rung, die wirtschaftlich gut begründet, unser Kon-
sortium genauso verlassen hat wie das Konsortium 
des Bund freiberuflicher Hebammen Deutschlands. 
Auf der Suche nach anderen Versicherungsunter-
nehmen, die wir europa- und deutschlandweit an-
gefragt haben, war es fast unmöglich, ein neues 
Konsortium zusammenzustellen. Sie haben es alle 
mitbekommen, wir haben jetzt ein Großkonsortium 
mit sehr vielen kleinen Anteilseignern, wo sich 
große Versicherungsgesellschaften mit sehr kleinen 
prozentualen Anteilen beteiligen. Wir haben die 
Zusage nur für ein Jahr. Wir hoffen, dass wir zu-
künftig weiterhin Haftpflichtversicherer finden 
bzw. ein Konsortium zusammenstellen können, 
aber wir haben aktuell keine Sicherheit. Klar ist die 
Ursache: Wir können die Prämie nicht bezahlen, 
die der Haftpflichtversicherer brauchen würde, um 
sein Risiko zu refinanzieren. Wir glauben, dass 
diese Situation der letzten Jahre mit immer höhe-
ren Prämien bei im Prinzip gleichem Ergebnis - von 
Jahr zu Jahr mussten wir wieder bangen, ob wir ei-
nen Haftpflichtversicherer finden - mit dem Re-
gressverzicht allein nicht lösbar ist. Der Regress der 
Kranken- und Pflegeversicherung macht auch nur 
einen Teil der Kosten aus, die von Jahr zu Jahr hin-
zukommen und unsere Prämien verteuern. Deshalb 
haben wir vorgeschlagen, dass eine Fonds-Stif-
tungslösung initiiert wird. Wir haben in unserer 
Stellungnahme schon im vergangenen Jahr mehrere 
Möglichkeiten juristisch geprüft und in die politi-
sche Debatte eingebracht. Je nachdem, ob man von 
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der individuellen Haftung im Fehlergeschehen ei-
ner Hebamme komplett abkehren oder ob man die-
ses Risiko oder die individuelle Haftung eliminie-
ren möchte, gibt es verschiedene Modelle, die zur 
Diskussion stehen. Grundsätzlich sieht der Deut-
sche Hebammenverband die Politik in der Pflicht, 
diese gesellschaftliche Debatte, die um den Berufs-
stand der Hebammen entbrannt ist, in die richtigen 
Bahnen zu lenken. Die Gesellschaft zeigt deutlich, 
dass sie eine Hebammenversorgung möchte und 
die Hebammen stehen als Primärversorgerinnen für 
die physiologische Schwangerschaft sowie für die 
physiologische Geburt genauso zur Verfügung wie 
für die Wochenbettbetreuung und die Säuglings- 
bzw. Stillzeit. Die Versorgung muss neu struktu-
riert werden, sodass wir sie auch flächendeckend 
anbieten können, um den Bedarf der Bevölkerung 
zu decken. Es reicht schlussendlich nicht, nur ei-
nen Regressverzicht einzuführen, sondern es müs-
sen große strukturelle Veränderungen in Gang ge-
bracht werden, die dieses Versagen der Angebotssi-
tuation und die Einkommenssituation der Hebam-
men grundsätzlich neu ordnen und strukturieren.  

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe eine Frage an Herrn Hellberg 
vom GDV. Um wieviel Prozent könnten die Haft-
pflichtprämien gesenkt werden, wenn auch grob-
fahrlässig verursachte Schäden berücksichtigt wer-
den und auch die gesamte Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Nachbehandlung von Geburten in den 
Regressausschluss einbezogen würde, wie Sie es in 
Ihrer Stellungnahme fordern?  

SV Nils Hellberg (Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV)): Auch das kann ich 
Ihnen und dürfte ich Ihnen auch aus kartellrechtli-
chen Gründen nicht sagen. Wenn man, wie ich vor-
hin schon sagte, einen umfassenden Regressaus-
schluss vorsehen würde, hätten wir eine Größen-
ordnung im Bereich des Schadenaufwands von 
20 Prozent und perspektivisch mehr, der sich ent-
sprechend bemerkbar machen und zumindest für 
eine Stabilisierung der Beiträge sorgen würde. Da-
bei muss berücksichtigt werden, dass der Schaden-
aufwand nicht alleine für die Prämie bestimmend 
ist. Das ist der weitaus größte Posten, aber es gibt 
eben auch noch die Schadenregulierungsaufwen-
dungen, dazu Sicherheitszuschläge, Rückversiche-
rungskosten, Abschluss- und Verwaltungskosten 

und letztendlich kommen noch 19 Prozent Versi-
cherungssteuer obendrauf. Selbst wenn wir einen 
namhaften Prozentsatz bei der Schadenseite ein-
sparen würden, würde sich das nicht Eins-zu-eins 
in sinkenden Prämien widerspiegeln. Das kann rein 
rechnerisch schon nicht funktionieren. 

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Anknüpfend an die 
vorherige Antwort von Herrn Hellberg zum Thema 
Qualität und Einführung eines sogenannten Fehler-
registers, geht die nächste Frage an die Gesellschaft 
für Qualität in der außerklinischen Geburtshilfe. 
Würde denn die Einführung eines solchen Fehler- 
oder Geburtsregisters mit einer Erfassung der von 
den Hebammen verursachten Schäden zu einer ver-
besserten Qualitätsorientierung bei Leistungser-
bringung und Dokumentation beitragen? 

SVe Anke Wiemer (Gesellschaft für Qualität in der 
außerklinischen Geburtshilfe (QUAG)): Ihre Frage 
ist insofern zu beantworten, dass wir die außerkli-
nischen Geburten bereits seit 1999 regelmäßig erhe-
ben und nicht nur gesunde oder gut gelaufene Ge-
burten aufnehmen, sondern auch Geburten, die 
problematisch abgelaufen sind. Wir sind im Mo-
ment bei einem Erfassungsgrad von 85 Prozent. Des 
Weiteren ist eine Fehlerkultur vorhanden. Es wird 
in einem Gremium, das sich einmal im Jahr trifft, 
Fehlerkultur betrieben, indem man Problemfälle 
bespricht und versucht daraus zu lernen, was un-
sere Gesellschaft betrifft. Dazu wurde das Portal 
„Fälle für alle“ im deutschsprachigen Raum, d. h. 
in der Schweiz, Österreich und Deutschland einge-
richtet, in denen durch Hebammen betreute Bei-
nahe-Fehler oder auch Fehler beschrieben werden, 
aus denen alle anderen, die Zugriff auf dieses Por-
tal haben, lernen können. Inwieweit das gesetzlich 
verankert werden müsste, bleibt fraglich, denn wir 
kennen aus dem CIRS-System (Critical Incident Re-
porting System), dass Freiwilligkeit eher zu Offen-
heit führt. Eine verordnete Fallanalyse oder eine 
Fallbeschreibung führen eher zu Ressentiments 
und werden eher abgelehnt oder es werden beschö-
nigte Angaben gemacht.  

Abg. Bettina Müller (SPD): Der Gesetzgeber hat mit 
dem Versorgungsgesetz I und dem Gesetz zur Wei-
terentwicklung der Finanzstruktur und Qualität in 
der gesetzlichen Krankenversicherung zusätzliche 
Vergütungssteigerungen sowie den künftigen Si-
cherstellungszuschlag von der Vereinbarung von 
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Qualitätskriterien für die hausgeburtliche Hilfe ab-
hängig gemacht. Die Fristen hierfür sind aber längst 
verstrichen und die Verhandlungen stocken. Halten 
Sie es für sachgerecht, dass die Vertragspartner ne-
ben der Vergütungsfrage auch Qualitätsaspekte ver-
handeln oder wäre hier gegebenenfalls auch eine 
grundsätzliche Klarstellung im Gesetz, etwa über 
den § 24 SGB V, zielführender? Meine Frage geht 
an den GKV-Spitzenverband. 

SV Johann-Magnus Frhr. von Stackelberg (GKV-
Spitzenverband): Wir begrüßen die Regelungen zu 
Qualitätssicherung im Gesetz sehr. Wir freuen uns 
auch, dass wir die Vertragsverhandlungen sehr 
weit vorangetrieben haben, aber wir sind tatsäch-
lich bei einem Punkt noch im Dissens. Das ist die 
Frage, inwieweit die freie Wahl des Geburtsortes 
der Mutter mit gesundheitlichen Aspekten des un-
geborenen Kindes abzuwägen ist. Es würde uns tat-
sächlich helfen, wenn der Gesetzgeber klarstellen 
würde, dass sowohl der Gesundheitszustand der 
Mutter als auch der Gesundheitszustand des unge-
borenen Kindes Kriterien sind, die in den Quali-
tätsvorgaben zu berücksichtigen sind. Aus unserer 
Sicht gibt es kein überwiegendes Kriterium, so dass 
immer die freie Wahl der Mutter den Vorrang hat. 
Auch im Krankenhaus werden bei bestimmten Fäl-
len die Mütter nicht um Erlaubnis gefragt, wenn 
medizinische Aspekte dafür sprechen, dass in hö-
herwertige Kliniken usw. verlegt wird. Insofern wä-
ren wir Ihnen sehr dankbar, wenn Sie uns helfen 
könnten, dass beides gleichwertig wird. Dann bin 
ich sehr optimistisch, dass wir aus dieser Falle her-
auskommen. Wenn nicht, müssten wir letztlich 
über das Schiedsamt gehen und das Schiedsamt 
könnte sagen, nein, wir sind genauso wenig ent-
scheidungsfähig wie die Vertragspartner.  

Abg. Reiner Meier (CDU/CSU): Meine Frage geht 
an den DHV. In den Medien wurde bekannt, dass 
die Verhandlungen zu den Qualitätskriterien ins 
Stocken geraten sind. Können Sie uns den Sach-
stand darstellen, insbesondere im Hinblick auf die 
Frage evidenzbasierter Kriterien, verbunden mit ei-
ner Einschätzung, ob die Kriterien fristgerecht ver-
einbart werden können, um den Sicherstellungszu-
schlag ab Juli 2015 realisieren zu können? 

SVe Katharina Jeschke (Deutscher Hebammenver-
band (DHV)): Wir sind im wöchentlichen Takt in 

Vertragsverhandlungen mit dem GKV-Spitzenver-
band, denn allen Vertragsparteien ist es wichtig, 
dass wir vorankommen. Nichtsdestotrotz regeln wir 
in diesen Verhandlungen die Grundlagen der Heb-
ammenarbeit und des Anspruchs der Frauen für 
die nächsten Jahrzehnte und es sind gewichtige 
Dinge, die wir regeln und gewichtige Fragestellun-
gen, über die wir uns einigen müssen. Das geht 
nicht so schnell, wie wir möchten. Wir hatten etli-
che Fragen, zu denen wir unterschiedliche Ein-
schätzungen auch gut vermitteln konnten. Nicht 
vermitteln können wir den Umgang mit den Aus-
schlusskriterien. Es stimmt meiner Meinung nach 
nicht, Herr von Stackelberg, dass eine Mutter nicht 
um Erlaubnis gefragt werden muss. In der Klinik 
darf nicht einfach ein Kaiserschnitt gegen den Wil-
len der Mutter durchgeführt werden, auch da ist 
eine richterliche Entscheidung einzuholen. So ein-
fach sollten wir Frauen auch nicht entmündigen. 
Niemand von Hebammenseite setzt das Leben einer 
Mutter oder das Leben eines Kindes aufs Spiel. 
Und keine Hebamme geht eine Gefahr für Mutter  
oder Kind ein. Es ist uns wohl bewusst, dass wir in 
unserer Tätigkeit Verantwortung für beide tragen. 
Das Problem der Ausschlusskriterien ist, dass sie 
nicht evidenzbasiert sind und wir mit diesem Kri-
terium weder eine Aussagekraft in der Gewichtung 
ihres tatsächlichen Risikos für alle Frauen haben 
noch dass sie eine Aussage über das individuelle 
Risiko darstellen. Unsere Forderung für diesen Ver-
trag ist, dass diese Kriterien schriftlich fixiert wer-
den. Darüber sind wir nicht im Dissens, sondern 
wir möchten, dass diese Kriterien individuelle An-
passung bzw. eine individuelle Betrachtung zum 
Gesundheitszustand der einzelnen Frau finden. 
Und dafür ist es notwendig, dass wir ein individu-
elles Beratungsgespräch zu diesem Thema haben 
und immer die Möglichkeit besteht, dass bei einzel-
nen Kriterien die Frau und die Hebamme in einer 
partizipativen Entscheidungsfindung dazu kom-
men, dass dieses Risiko zwar beschrieben, aber im 
individuellen Fall nicht als Risiko einzustufen ist. 
Das ist unser Dissens und das möchten wir gerne 
vertraglich klar regeln, dass das unser beruflicher 
Auftrag ist. Hebammen haben die Kompetenz und 
den Auftrag, physiologische Schwangerschaften, 
Geburten und Neugeborenenzeiten zu überwachen. 
Es ist unsere Aufgabe, zu unterscheiden, ob der 
Prozess gesund oder krankhaft ist. Es ist auch un-
sere Aufgabe, entsprechendes Weiterleitungsma-
nagement zu betreiben. Wir beherrschen das, wir 
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haben wenige Schadensfälle und wir machen sel-
ten Fehler. Unser Problem ist, dass wir Frauen in-
dividuell betrachten müssen, da wir es mit Men-
schen und nicht mit Maschinen zu tun haben, die 
gleich gebaut sind. Jede Geburt und jede Frau ist 
anders und die Risiken sind individuell zu betrach-
ten. Nur dann sind sie auch wirklich ein Sicher-
heitsinstrument und als solches möchten wir die 
Ausschlusskriterien gerne einsetzen. Das ist unser 
Statement in den Verhandlungen. Wir brauchen da-
für keine Entmündigung der Frau und keine Bevor-
mundung von Eltern, indem der GKV-Spitzenver-
band das Sorgerecht der Eltern übernimmt. Wir er-
warten, dass wir unseren Beruf ausführen können, 
die Eltern kompetent in ihrer Entscheidungsfin-
dung sein dürfen und wir als Gesellschaft bereit 
sind, das auch zu finanzieren.  

Abg. Sabine Dittmar (SPD): Meine Frage geht an 
den GKV-Spitzenverband. Sie führen in Ihrer Stel-
lungnahme aus, dass der Regressverzicht für freibe-
rufliche Hebammen in Verbindung mit der geplan-
ten Beseitigung der gesamtschuldnerischen Haf-
tung dazu führen wird, dass Krankenhäusern noch 
stärker als bislang festangestellte oder freiberufli-
che Hebammen im Schichtdienst in die Freiberuf-
lichkeit drängen. Damit können sich Kliniken den 
Versicherungskosten und den Regressforderungen 
entziehen. Können Sie das näher beziffern und 
auch Ihren Vorschlag für eine Änderung in § 134a 
SGB V erläutern? 

SVe Elke Maßing (GKV-Spitzenverband): Wir ha-
ben heute schon die Situation, dass viele Kliniken 
fast ausschließlich Beleghebammen nutzen, um 
den Kreißsaal zu betreiben, weil sie angestellte 
Hebammen nicht mehr beschäftigen wollen oder 
können. Wenn wir jetzt den Regressverzicht für au-
ßerklinische Hebammen einführen, gehen wir da-
von aus, dass der Anreiz zunimmt, Angestellten-
verhältnisse von Hebammen zu beenden und auf 
Beleghebammen zurückzugreifen, die oft zu einem 
sehr großen Anteil in den Kliniken Schichtdienst 
ableisten. Die Frage ist, ob sie tatsächlich freiberuf-
lich tätig sind und nicht den Gegebenheiten des 
Krankenhauses unterliegen. Von daher schlagen 
wir vor, dass wir die Beleghebammen davon aus-
nehmen, um nicht diesen Anreiz zu setzen. In der 
Klinik ist in der Regel – zusätzlich zur Hebamme – 
auch noch der Arzt für die Geburt mitverantwort-
lich, so dass sich nicht immer mit Sicherheit sagen 

lässt, wem ein Fehler zuzurechnen ist.  

Abg. Pia Zimmermann (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an Frau Pinno vom Bund freiberuflicher Heb-
ammen Deutschlands. Meine Frage lautet: Was 
müsste über die Lösung der Haftpflichtproblematik 
hinaus geschehen, um das Berufsbild der Hebam-
men auf ein solides und zeitgemäßes Fundament 
zu stellen bzw. welche Veränderungen in der Ge-
sellschaft und in der Hebammentätigkeit machen 
ein modernes Berufsbild nötig und wo sollte der 
Gesetzgeber gegebenenfalls nachbessern? 

SVe Ruth Pinno (Bund freiberuflicher Hebammen 
Deutschlands (BfHD)): Ich vertrete bundesweit un-
gefähr 1.000 Freiberuflerinnen. Das Berufsbild der 
Hebamme an sich ist ein sehr modernes. Das spie-
gelt sich im Hebammengesetz sowie in den Berufs-
ordnungen der Länder wider. Es umfasst die Be-
treuung der Frauen, Familien und Kinder von An-
beginn der Schwangerschaft bis weit über das erste 
Lebensjahr hinaus. Wir haben es mit einem Beruf 
zu tun, der eine gesamtgesellschaftliche Bedeutung 
hat. Wir sind nicht der Ansicht, dass der Beruf an 
sich neu aufgestellt werden muss, denn umfassen-
der als der Hebammenberuf beschäftigt sich nie-
mand mit Schwangerschaft, Geburt und früher 
Kindheit. Wir sind allerdings der Ansicht, dass die-
ser Beruf es auf Grund seiner gesamtgesellschaftli-
chen Bedeutung verdient, auch als solcher in seiner 
Verantwortung wahrgenommen zu werden. Das 
heißt eben auch, dass das, was wir an Schwierig-
keiten in unserem Berufsbild haben, von der Ge-
sellschaft getragen wird. Ich darf auf die Äußerung 
von Frau Jeschke vom DHV in Bezug auf die Versi-
cherung und die Finanzierung von Schadensfällen 
in der Geburtshilfe verweisen. Wir sind der An-
sicht, dass die Hebammenversorgung genauso wie 
die Versorgung mit ärztlicher Hilfe und mit Grund-
krankenhausversorgung ein Anrecht ist, das flä-
chendeckend verwirklicht werden muss. Wir stel-
len mit Sorge fest, dass das zumindest in Bezug auf 
die Hebammenhilfe, aber auch in Bezug auf die 
hausärztliche Versorgung inzwischen nicht mehr 
gegeben ist. So kann es nicht weitergehen und wir 
möchten gerne, dass wir weg von der individuellen 
Verantwortung der einzelnen Hebamme hin zu ei-
ner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung gehen. 

Abg. Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine nächste Frage richtet sich an den 
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BKK Dachverband, Herrn Knieps. Die Vorschläge 
zum Regressverzicht lösen das Problem der ständig 
steigenden Haftpflichtprämie nicht grundsätzlich, 
das haben wir gerade noch einmal eindrucksvoll 
gehört. Sie, Herr Knieps, haben wiederholt den 
Vorschlag gemacht, die Haftpflichtversicherung für 
Gesundheitsberufe in die Unfallversicherung ein-
zubeziehen. Wie würde damit grundsätzlich das 
Problem gelöst? Was sind Ihre Vorschläge im Kon-
kreten?  

SV Franz Knieps (BKK Dachverband): Der Vor-
schlag geht zurück auf eine USA-Reise mit der heu-
tigen Vizepräsidentin dieses Hauses und früheren 
Gesundheitsministerin, wo wir diverse Kranken-
häuser besucht und uns über die Schwierigkeiten 
informiert haben, die dort in der Versorgung beste-
hen. Unisono haben Häuser in städtischen und 
ländlichen Regionen berichtet, dass die Geburts-
hilfe das zentrale Problem sei. Das Problem der 
Nichtversicherbarkeit schwappe in diesem sehr 
stark marktwirtschaftlich orientierten System auf 
andere Bereiche und auch in andere Regionen über. 
Die Ministerin hat damals nach geeigneten Gegen-
maßnahmen für den Fall gefragt, dass diese Dinge 
genauso wie viele andere Erscheinungsformen auf 
die europäischen Gesundheitssysteme und speziell 
das deutsche überschwappen. Das Ergebnis eines 
Brainstormings im Ministerium war damals, dass 
wir uns ansehen mussten, wie außergewöhnliche 
Schadensfälle in Deutschland abgesichert sind. Da 
sind wir sehr schnell bei der gesetzlichen Unfall-
versicherung gelandet. Einerseits, weil sie eine In-
stitution ist, die das unterschiedliche Risiko absi-
chert, und zwar Arbeitsunfälle, Wegeunfälle, aber 
auch sonstige Unfälle im Bereich der öffentlichen 
Unfallversicherungsträger. Die Berufskrankheiten, 
weil sie branchenspezifisch organisiert ist, hier ins-
besondere mit einer Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheit und Wohlfahrtspflege. Außerdem führt 
sie das Wissen aus Schadensabwicklung und aus 
Schadensprävention zusammen. Die Tätigkeit der 
Unfallversicherung hat sich sehr stark in den Prä-
ventivbereich verlagert. All das erschien uns als ein 
sinnvoller Anknüpfungspunkt. Ich will mit dem 
Vorschlag nicht sagen, dass er Eins-zu-eins in die 
Unfallversicherung übertragbar ist und durch die 
Arbeitgeber finanziert werden sollte. Mir ging es 
darum, dass die Grundsätze, die sich in der Unfall-
versicherung über 125 Jahre entwickelt haben, da-

raufhin geprüft werden sollten, ob man diese in ei-
ner Berufshaftpflichtversicherung, die nicht nur auf 
Hebammen oder auf die Geburtshilfe beschränkt 
ist, um einen größeren Risikopool zu erreichen, 
bündeln kann. An dem Vorschlag halte ich auch 
nach wie vor fest. Das lässt sich aber auch mit Vor-
lösungen und anderen öffentlich-rechtlichen Absi-
cherungsformen verbinden. Es lassen sich sogar 
Grundsätze in das private Haftpflichtrecht übertra-
gen. Ich sehe die Lösung von Problemen nicht da-
rin, dass man Regresse beschränkt. Da werden nur 
Gelder hin und her geschoben und es ist sehr deut-
lich geworden, dass zwischen der Begrenzung ei-
nes Regresses und der Schaffung bezahlbarer Prä-
mien erhebliche Unterschiede liegen. Ich bin davon 
überzeugt, dass sich aus den Grundsätzen der Un-
fallversicherung, die weit über organisatorische 
Fragen hinaus gehen, gute Anhaltspunkte gewin-
nen lassen, auch zum Thema Auskunft. Es kommt 
den Wünschen von Geschädigten nach Anerken-
nung und nach Entschuldigung, nach Vermeidung 
künftiger Schäden, die möglicherweise gar nicht im 
Verschuldensbereich liegen, entgegen, dass dem 
Rechnung getragen wird.  

Abg. Thomas Stritzl (CDU/CSU): Ich habe eine 
Frage an die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (DGUV) und schließe an das an, was Herr 
Knieps gesagt hat. Teilen Sie die Auffassung, was 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Ihrem 
Antrag fordert und was Herr Knieps dargelegt hat, 
dass man diese Risiken in die Unfallversicherung 
übernehmen könnte, weil es genügend Parallelitä-
ten gibt?  

SVe Dr. Edlyn Höller (Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung (DGUV): Man muss zwei Dinge ganz 
klar auseinander halten. Eine Eingliederung der 
Haftpflichtversicherung der Gesundheitsberufe in 
die Unfallversicherung ist auf jeden Fall strikt ab-
zulehnen, weil es sich um vollkommen unter-
schiedliche Haftungssysteme handelt. Das eine ist 
die Übernahme der Haftung des Arbeitgebers für 
Arbeitsunfälle seiner Arbeitnehmer. Das andere 
sind Schäden, die Dritten durch die Handlung von 
Arbeitnehmern entstehen. Das sind zwei getrennte 
Bereiche, die sich überhaupt nicht miteinander ver-
einbaren lassen. Das wäre systemfremd. Nun zur 
Frage, die Herr Knieps angesprochen hatte, ob Sys-
temelemente der Unfallversicherung auf eine eigen-
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ständige Haftpflichtversicherung, öffentlich-recht-
lich organisiert für alle Gesundheitsberufe, über-
tragbar sind. Ich bin, das muss ich zugeben, skep-
tisch, da ein wesentlicher Punkt der gesetzlichen 
Unfallversicherung der Risikobezug ist. Das heißt, 
auch die Beiträge in der Unfallversicherung richten 
sich nach dem Risiko. Das führt im Ergebnis zum 
Beispiel dazu, dass sie in der höchsten Risikoklasse 
der Baubranche prozentual gesehen etwa den 25-fa-
chen Beitrag bezahlen wie im Banken- und Versi-
cherungssektor. Das heißt, auch in einer Unfallver-
sicherung wäre die Gruppe der Hebammen sehr 
hoch belastet. Wenn man das übertragen würde, 
müsste man eine Gruppe mit Allgemeinärzten, Ra-
diologen, Krankengymnasten und Hebammen neh-
men, wobei man Angestellte und freiberufliche 
Hebammen zusammenfassen könnte. Man könnte 
überlegen, ob man auch die medizinische Geburts-
hilfe dazu nimmt. Man hätte aber immer noch das 
Problem, dass dieses Risikokollektiv oder diese Ri-
sikogruppe sehr hohe Einzelschäden hat, die letz-
ten Endes doch wieder von dieser Gruppe zu tragen 
wären. Ich wäre wirklich sehr skeptisch, ob das der 
Königsweg wäre.  

Abg. Heike Baehrens (SPD): Meine Frage richtet 
sich an Frau Geppert-Othofer von der Deutschen 
Gesellschaft für Hebammenwissenschaft. Die Zah-
len der außerklinischen Geburten liegen seit Jahr-
zehnten konstant weit unter zwei Prozent. Auch 
die Finanzierung der Betriebskosten von Geburts-
häusern durch die Gesetzliche Krankenversiche-
rung hat zu keinem nennenswerten Anstieg ge-
führt. Meine Frage lautet: Können Sie einschätzen, 
wie sich die Quote vor dem Hintergrund des gestie-
genen Gebäralters der Frauen und vor dem Hinter-
grund der Entwicklung der pränatalen Diagnostik 
und ähnlicher Faktoren künftig entwickeln wird?  

SVe Ulrike Geppert-Othofer (Deutsche Gesellschaft 
für Hebammenwissenschaft (DGHWi): Weder das 
ansteigende Gebäralter der Frauen noch die präna-
talen Diagnostiken sind neue Entwicklungen. Sie 
haben schon eine relative lange Geschichte, die 
sich nicht auf die Zahl der außerklinischen Gebur-
ten ausgewirkt hat, weder zum Positiven noch zum 
Negativen. Wenn etwas Einfluss auf die Anzahl der 
außerklinischen Geburtshilfe haben wird, dann ist 
es tatsächlich die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Hebammen als Primärversorgerinnen. Die Selbst-

verständlichkeit, dass eine Frau, wenn sie schwan-
ger wird, eine Hebamme aufsucht und von Anfang 
an eine Betreuung genießt, die die Physiologie fo-
kussiert und die ressourcenorientiert mit den 
Frauen durch die Schwangerschaft geht, so dass 
der Gedanke, das Kind außerklinisch zu gebären, 
sei es zu Hause oder im Geburtshaus, selbstver-
ständlicher wird. Das ist in unseren Augen der Kö-
nigsweg. Das fördert die außerklinische Geburts-
hilfe.  

Abg. Emmi Zeulner (CDU/CSU): Meine Frage geht 
an den Gesamtverband der deutschen Versiche-
rungswirtschaft (GDV). Gibt es Untersuchungen be-
ziehungsweise Belege dafür, ob der Geburtsort, das 
heißt, Haus, Klinik oder Geburtshaus, der durch 
Hebammen begleiteten Geburten in Korrelation zur 
Häufigkeit von Geburtsschäden bzw. zu der resul-
tierenden Schadenshöhe steht? Sie haben das 
Fehlerregister angesprochen. Könnten Sie konkre-
tere Ausführungen machen, wie Sie sich das vor-
stellen und wie ein Fehlerregister für Sie hilfreich 
sein könnte? 

SV Nils Hellberg (Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV): Wir haben keine 
Untersuchung darüber angefertigt und auch unsere 
normalen Statistiken, die wir vorhalten, geben 
keine Auskunft darüber, ob die Wahl des Geburt-
sortes irgendwie risikorelevant ist. Dazu können 
wir leider nichts sagen. Wenn ein schwerer Ge-
burtsschaden eintritt, ist er in seiner Schwere und 
Kostenintensität gleich, und zwar egal ob er im Ge-
burtshaus, bei der Hausgeburt oder im Kranken-
haus eingetreten ist. Wir können aber nicht sagen, 
dass eine ist risikoreicher als das andere, bezogen 
auf den Geburtsort. Wir werden das Fehlerregister 
sicherlich nicht führen können, weil wir nur die 
Spitze des Eisbergs sehen. Wir bekommen Scha-
densfälle gemeldet, die zum Teil schon Jahre alt 
sind und die dann reguliert werden. Das sind viel-
leicht zehn pro Jahr oder ein paar mehr. Wir stellen 
uns vor, dort anzusetzen, wo die Geburten durchge-
führt werden, nämlich in Krankenhäusern, Ge-
burtshäusern und zu Hause. Man muss sich ein 
anonymisiertes System vorstellen und den Mut ha-
ben, Fehler oder Beinahe-Fehler zu melden, die 
nicht unbedingt immer auch zu einem Schaden ge-
führt haben müssen, die aber  helfen, die Qualität 
und die Geburtsbetreuung insgesamt zu verbessern. 
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Das mag sich nicht wesentlich auf die Schadenhäu-
figkeit auswirken. Die ist, wie gesagt, sowieso sehr 
gering. Dies könnte aber im Ergebnis zumindest al-
les das ausschöpfen, was man an Potenzial viel-
leicht noch nicht gehoben hat. Das ist unsere Vor-
stellung.  

Abg. Harald Weinberg (DIE LINKE.): Meine Frage 
richtet sich an Frau Runte, Hebammen für Deutsch-
land. Wie entwickelt sich die Situation auf den Ge-
burtsstationen in deutschen Krankenhäusern für 
die Beleghebammen und die angestellten Hebam-
men? Mich würden die Auswirkungen auf die Ge-
bärenden, die Neugeborenen und ihre Haltung zu 
einer gesetzlichen Personalbemessung interessie-
ren.  

SVe Nitya Runte (Hebammen für Deutschland): die 
Frage passt an dieser Stelle sehr gut zu den Fragen 
bzw. Antworten im Hinblick auf die Fehlersuche. 
Denn in den Regressverzicht, um den es hier heute 
geht, fließt das ein. Ich finde, das ist eine ganz ge-
fährliche Diskussion und Richtung, weil, jetzt 
komme ich auf Ihre Frage zurück, wir zunehmend 
katastrophale Zustände in den deutschen Kreißsä-
len haben. Wir haben keine sichere Geburtshilfe. 
Das muss man sich einfach klar machen. Es gibt 
immer weniger Krankenhäuser mit Kreißsälen. Sie 
haben es vielleicht auch in den letzten Tagen in 
den Medien gesehen, da schlagen sich inzwischen 
die Länder damit rum, dass zum Beispiel Bremen 
die Frauen alle gar nicht mehr betreuen kann, die 
in ihre Kreißsäle strömen, weil in Niedersachsen 
Häuser großflächig dichtgemacht haben. Ich be-
treue Frauen bei Hausgeburten, bin aber natürlich 
auch immer mal wieder in einer renommierten Kli-
nik, zum Beispiel, wenn ein Geburtsstillstand vor-
liegt. Ich hatte vor zwei Wochen eine solche Situa-
tion. Ich kam in einen Kreißsaal, der aussah wie 
eine Metzgerei. Das kann ich nicht anders sagen. Es 
wurden sechs Frauen in den Kreißsälen betreut. Es 
sprangen noch drei oder vier weitere Schwangere 
gemeinsam in einem Wehenzimmer herum. Ich 
konnte meine Frau nicht dort lassen und gehen. Ich 
habe sie dann mit Wehentropf in der Badewanne 
weiter betreut und es passierten in der Nacht dann 
noch zwei Kaiserschnitte. Die Kollegin, die auch 
schon ihren Hintergrunddienst gerufen hatte, bat 
mich dann, doch bitte auf einen Alarmknopf zu 
drücken, wenn die Drittgebärende mir gegenüber 
im Kreißsaal in dieser Zeit ihr Kind bekommen 

sollte, damit sie aus dem OP wieder zurückkom-
men könnte. Ich habe mir die Freiheit herausge-
nommen, die Frau, die ihr drittes Kind bekam, ein-
mal zu untersuchen. Die Frau hatte eine Gesichts-
lage, das ist eine 50 Prozent unmögliche Geburts-
haltung. Das hatte bis dahin noch niemand be-
merkt. Ich erzähle Ihnen das hier, weil ich möchte, 
dass Sie begreifen, dass sie mit einem Regressver-
zicht, verbunden mit grober oder einfacher Fahrläs-
sigkeit, Menschen im System treffen, die mit letzter 
Kraft und am Rande eines Burn-outs versuchen, 
sich mit ihrem ganzen Herzen für das Wohl von 
Mutter und Kind einzusetzen. Insofern kann ich 
nicht für diesen Regressverzicht stimmen. Es 
müsste nicht nur mit Fehlerportalen darauf ge-
schaut werden, was wir den Frauen zumuten. Was 
macht Sicherheit aus? Sicherheit macht aus, dass 
wir genug Hebammen haben, die sich auch um die 
Frauen kümmern können. Die Planstellen sind seit 
Jahren nicht korrigiert worden. Da kommt viel heb-
ammenunspezifische Arbeit hinein, wie die Betreu-
ung der gynäkologischen Ambulanzen und ein ho-
her Anteil an administrativen Arbeiten. Die müssen 
noch zwischendurch die Kreißsäle putzen. Da 
bleibt einfach kein Platz mehr für die Frau. Ich 
kenne Kolleginnen, die haben Überstunden von 
drei Monaten und die können sie weder finanziell 
ausgezahlt bekommen noch frei nehmen. Insofern 
möchte ich sie hier noch einmal bitten: Wir brau-
chen ganz schnell eine Lösung für den Berufsstand, 
damit wir endlich weiter arbeiten und uns um die 
Frauen kümmern können. So verlieren sie immer 
mehr Hebammen und auch das Wissen, was jetzt 
nur noch wenige weitergeben können. Wir sind ei-
gentlich einfach am Ende.  

Abg. Dr. Harald Terpe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hätte noch eine Frage an den Deutschen 
Hebammenverband (DHV). Neben der Betreuung 
von Geburten leisten Hebammen auch wichtige Ar-
beit in der Schwangerenberatung und Betreuung, 
sowohl vorgeburtlich als auch nachgeburtlich. Wie 
sieht die Versorgungssituation mit Hebammenleis-
tungen in diesen Bereichen aus, insbesondere auch 
unter Berücksichtigung dünn besiedelter und länd-
licher Räume? 

SVe Katharina Jeschke (Deutscher Hebammenver-
band (DHV): Ich kann Ihnen Ihre Frage nicht mit 
validen Zahlen untermauern, denn es fehlen uns 
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ins Deutschland seit Jahren Datenquellen, um si-
cher zu wissen, wie viele Hebammen wir haben 
und wie viele welche Leistungen anbieten. Ich 
kann Ihnen von unzähligen Beschreibungen von 
Frauen berichten, die weder im ländlichen noch im 
städtischen Bereich Hebammenbetreuung finden 
können. Das betrifft die Betreuung in der Schwan-
gerschaft gleichermaßen wie die geburtshilfliche 
Betreuung. Das betrifft insbesondere die Eins-zu-
eins-Betreuung in den Kliniken, die im städtischen 
wie im ländlichen Raum nicht in dem Maße ange-
boten wird, wie Frauen sie abfragen. Ganz beson-
ders katastrophal stellt sich die Situation in der 
Wochenbettbetreuung dar. Das ist eine notwendige 
und sinnvolle Aufgabe der Hebammen. Das ist eine 
Leistung, die alle Frauen, die Kinder gebären, benö-
tigen, egal ob zu Hause, im Geburtshaus oder in der 
Klinik. Auch die ist weder im städtischen noch im 
ländlichen Bereich ausreichend vorhanden. Neben 
der gesellschaftlichen Anerkennung ist eine gründ-
liche Bedarfsplanung notwendig, die auch die in-
tersektorale Vernetzung berücksichtigt, damit die 
Hebamme eine gute und kompetente Ansprechpart-
nerin für diesen Lebensabschnitt sein kann. Es 
nützt wenig, über intersektorale Vernetzung zwi-
schen Klinik und ärztlicher Versorgung nachzuden-
ken und dabei die Hebammenversorgung außen vor 
zu lassen. Damit wird ein ganz wichtiger Bereich in 
der Gesundheitsversorgung der Bevölkerung ver-
gessen. Die Ursachen sind vielschichtig. Unter an-
derem gehören dazu die weiten Wege. Außerdem 
ist es schwierig bis unmöglich, Praxen, die keine 
Geburtshilfe anbieten, überhaupt zu finanzieren. 
Auf Grund der aktuellen gesetzlichen Regelungen 
können Hebammen nur sehr eingeschränkt in 
Teams arbeiten und damit ihren Beruf mit ihrer ei-
genen privaten Planung übereinbringen. Schluss-
endlich liegt es auch daran, dass die Vergütung 
nicht der Verantwortung angemessen ist. Die Pla-
nungsunsicherheit in Folge der Haftpflichtsitua-
tion, die nicht nur die Geburtshilfe betrifft, sondern 
auch für andere Hebammenleistungsbereiche von 
Jahr zu Jahr eine Unsicherheit mit sich bringt, lässt 
den Hebammenberuf nicht als einen attraktiven Be-
ruf erscheinen.  

Abg. Tino Sorge (CDU/CSU): Meine Frage richtet 
sich an den GKV-Spitzenverband. Gibt es Untersu-
chungen beziehungsweise Belege, ob die Häufigkeit 
und Schwere von Geburtsschäden zunimmt, wenn 
die Geburt durch Hebammen oder eine Hebamme 

mit jährlich wenigen Geburten durchgeführt oder 
begleitet wird?  

SV Johann-Magnus Frh. von Stackelberg (GKV-
Spitzenverband): In aller Kürze, mir ist nicht be-
kannt, dass es derartige Untersuchungen gibt.  

Abg. Helga Kühn-Mengel (SPD): Meine Frage rich-
tet sich an den GKV-Spitzenverband. Im Zusam-
menhang mit der Haftpflichtproblematik wird an-
geführt, dass auch die Wochenbettbetreuung durch 
Berufsaufgabe von Hebammen gefährdet sei. Kön-
nen Sie das auf Grund des Leistungsgeschehens be-
stätigen? Könnte eine auf Vor- und Nachbetreuung 
spezialisierte freiberufliche Hebamme mit einer 
preisgünstigen Haftpflichtpolice ohne Geburtsmo-
dul ein auskömmliches Einkommen erzielen, wenn 
man von Umsätzen von etwa 1.500 Euro je betreu-
ter Frau ausgeht? 

SVe Elke Maßing (GKV-Spitzenverband): Zunächst 
möchte ich darauf hinweisen, dass die Versiche-
rungskosten für eine nichtgeburtshilflich tätige 
Hebamme im Jahr bei rund 400 Euro liegen. Dafür 
gibt es auch noch genug Versicherer am Markt, da 
haben wir nicht nur noch einen bis eineinhalb Ver-
sicherer, wie für die geburtshilflich tätigen Hebam-
men. Für die geburtshilflich tätigen Hebammen 
wird die Versicherung ab dem 1. Juli dieses Jahres 
bei 6.300 Euro liegen. Also 400 Euro im Vergleich 
zu 6.300 Euro. Zu dem durchschnittlichen Umsatz 
von 1.500 Euro je betreuter Frau können wir nichts 
sagen, dazu fehlen uns die Daten. Allerdings kann 
ich darauf hinweisen, dass wir im Rahmen der 
Schiedsstellenverhandlungen im Jahr 2012 über 
eine angemessene Vergütung der Hebammen ausge-
rechnet haben, dass die Hebammen damals im 
Durchschnitt ungefähr 41 Euro pro Stunde verdient 
haben. Durch den Schiedsspruch liegt die Vergü-
tung im Moment bei rund 45 Euro pro Stunde. Das 
heißt, bei einer Vollzeittätigkeit von ungefähr 1.700 
Arbeitsstunden jährlich liegt das Jahreseinkommen 
bei rund 77.000 Euro. Das ist das, was wir dazu 
ausführen können. Wir können aber nicht sagen, 
wie viel auf jede einzelne Frau entfällt, weil die Be-
treuungszeiten völlig unterschiedlich sind. Manche 
haben nur drei Wochen Bettbetreuung, manche 24 
Wochen usw. Wir können lediglich sagen, dass die 
Vergütung bei 45 Euro pro Stunde liegt. Ich möchte 
darauf hinweisen, dass, wenn wir den Vertrag jetzt 
unterschreiben, und wir sind auf einem guten Weg 
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